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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 11. November 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
225. Sitzung am 11. November 1960 beschlossen hat, hinsicht- 
lich des vom Deutschen Bundestag am 26. Oktober 1960 ver- 
abschiedeten 

Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Notarrechts 

— Drucksachen 219, 2128, ^ 2128 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 11. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 28. Oktober 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Meyers 


Druck: Bonner Universitals-Buchclruckerei, Bonn 
Alleinverl rieb : Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2223 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des Notarrechts 


1. Zu Artikel 7 (Zuständigkeit anderer Stellen) j 

a) Artikel 7 Abs. 1 ist in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage wiederherzustellen. 

I 

Begründung i 

I 

Folge der vorgesdilagenen Streichung der 
Absätze 2 und 3. 

b) Artikel 7 Abs. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Durch Artikel 7 Abs. 2 des Gesetzes wird die 
mit dem Gesetz erstrebte Vereinheitlichung 
des Beurkundungsrechts nicht erreicht, da die | 
zahlreichen, bisher begründeten Sonderzu- | 
ständigkeiten bestehenbleiben sollen. Für die j 
Notwendigkeit einer Vereinheitlichung des | 
Beurkundungswesens sind aber auch keiner- | 
lei sachliche Gründe vorhanden. Es hat sich 
vielmehr gezeigt, daß die bereits seit über 
50 Jahren bestehenden Ermächtigungen der 
Länder nicht zu einer unerwünschten Rechts- 
unsicherheit geführt haben. Etwaige Erwä- 
gungen, Beamte, die in Angelegenheiten der | 
Behörden als Urkundsbeamte tätig wer- 
den, könnten Beurkundungen nicht mit der 
notwendigen Objektivität vornehmen, sind 
nach den praktischen Erfahrungen der letzten | 
Jahrzehnte unbegründet und berücksichtigen i 
nicht, daß nur ausgewählte Beamte zu Ur- 
kundsbeamten bestellt werden, daß diese den 
gleichen Vorschriften unterliegen wie die 
Rechtspfleger bei Gerichten, zur Unparteilich- 
keit und zur Belehrung der Beteiligten ver- 
pflichtet sind und nur eine rein formale 
Tätigkeit ausüben. ! 

Die landesrechtlichen Vorbehalte in Artikel j 
142 und 143 Abs. 1 EGBGB sind für die all- 
gemeine und innere Verwaltung von erheb- 
licher Bedeutung. Es zeigt sich immer wieder, | 
daß sowohl bei landesrechtlichen Materien als | 
auch bei der den Ländern obliegenden Aus- | 
führung von Bundesgesetzen das Bedürfnis | 
auftritt, besondere Beurkundungszuständig- | 
keiten zu begründen. Die beabsichtigte Ein- 
engung des Landesgesetzgebers würde nach- 
teilige Folgen bei der Reform des Landes- 
rechts haben, weil sie die Länder hindern 
würde, bewährtes altes Landesrecht weiter- 
zuentwickeln, den modernen Erfordernissen 
anzupassen und nach Zweckmäßigkeitserwä- 
gungen zu gestalten. ^ 

Aus diesen Gründen sollten die erwähnten ■ 
landesrechtlichen Vorbehalte im Interesse i 
einer sachkundigen, schnellen und rationellen | 


Erledigung der gestellten Verwaltungsauf- 
gaben aufrechterhalten werden. 

Diese Rechtsauffassung entspricht dem Be- 
schluß des Bundesrates vom 24. Januar 1958 
zu Artikel 8 Abs. 2 des Entwurfs eines Ge- 
setzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Notarrechts (vgl. BR-Drucksache 1/58 — Be- 
schluß — , BT-Drucksache 219 Anlage 2). 

c) Artikel 7 Abs. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Bestimmung des Absatzes 3 führt zu 
einer nicht unwesentlichen finanziellen Mehr- 
belastung der Verwaltung durch Notargebüh- 
ren. Sie dient darüber hinaus keineswegs der 
Verwaltungsvereinfachung, sondern wird in 
der Praxis Anlaß zu erheblichen Verzögerun- 
gen in der Abwicklung sein. Nach den bisher 
gemachten Erfahrungen sind die von ver- 
schiedenen Seiten erhobenen Bedenken gegen 
die Objektivität der bisher tätigen Urkunds- 
personen nicht derart begründet, daß die 
neue Vorschrift des Absatzes 3 gerechtfertigt 
erscheint. 

2. Zu Artikel 12 (Aufhebung von Vorschriften) 

In Artikel 12 Nr. 18 sind die Worte mit Aus- 
nahme des § 22 Abs. 4 und 5 sowie des § 78," zu 
ersetzen durch die Worte § 22 Abs. 4 und 5 
sowie § 78 bleiben unbeschadet einer ander- 
weitigen landesrechtlichen Regelung gemäß 
Artikel 142 und 143 EGBGB aufrechterhalten,". 

Begründung 

Das in § 22 Abs. 4 der Notarordnung für 
Rheinland-Pfalz für gewisse Gegenstände be- 
gründete alleinige Beurkundungsrecht der Notare 
soll landesrechtlich verändert werden können. 
Nur so kann erreicht werden, daß in Rheinland- 
Pfalz derselbe Rechtszustand hinsichtlich der 
landesrechtlichen Gesetzgebungsbefugnis wie in 
den anderen Ländern geschaffen wird. Die Auf- 
rechterhaltung des § 22 Abs. 4 und 5 der Notar- 
ordnung für Rheinland-Pfalz garantiert zwar die 
Aufrechterhaltung des seitherigen Zustandes. Als 
Bundesrecht hindert sie den Landesgesetzgeber 
aber an einer Änderung, wie sie nach dem Än- 
derungsvorschlag zu Artikel 7 nunmehr in allen 
anderen Ländern möglich ist. 

Es bedarf daher notwendig einer Bestimmung, 
wonach auch im Land Rheinland-Pfalz die Vor- 
behalte der Artikel 142 und 143 EGBGB gegen- 
über der partiellen bundesrechtlichen Regelung 
in Artikel 12 Nr. 18 dieses Gesetzes wirksam sind. 
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